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Alles neu?
„Das Alte ist gefallen“, so eröffnete der Altersvorsteher Wilhelm 
Pfannkuch die erste Sitzung der neuen Berliner Stadtverordne-
tenversammlung am 20. 3. 1919. „Die Dreiteilung der Wähler 
Berlins gehört der Vergangenheit an. Die Frauen begrüßen wir 
heute als gleichberechtigt.“ Es war das erste Mal, dass Frauen 
wählen und gewählt werden konnten und dass alle Stimmen 
gleich viel wert waren. Bisher hatte in Preußen das Dreiklassen-
wahlrecht gegolten: Wahlberechtigt waren nur über 24 Jahre 
alte Männer gewesen. Ihre Stimmen zählten nach Steuerklassen: 
Die Großverdiener (1876: 2,96 % der Berliner), der Mittelstand 
(1876: 12,03 %) und die kleinen Steuerzahler (1876: 85,01 %) 
wählten je ein Drittel aller Stadtverordneten. Auch das Privileg 
der Hausbesitzer – die Hälfte aller Stadtverordneten mussten vor 
1919 Hausbesitzer sein – war gefallen. 

Aber es gab auch Kontinuitäten. Der Magistrat blieb im Amt. 
Schon am 11. 11. 1918 waren vom Arbeiter- und Soldatenrat von 
Groß-Berlin zur Über wachung des Magistrats vier Volksbeauf-
tragte gewählt worden: Bernhard Bruns und Hugo Heimann von 
der SPD, Kurt Rosenfeld und Hermann Weyl von der USPD. Sie 
waren alle Stadtverordnete, Bruns seit 1892, Heimann und Weyl 
seit Anfang des Jahrhunderts, der jüngste von ihnen, Rosenfeld, 
auch schon seit 1910. Die Zusammenarbeit mit dem Magistrat 
war daher möglich, man kannte sich und hatte schon in den Ver-
sorgungskrisen während des Krieges zusammen arbeiten müssen. 

Christiane Hoss
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118   Mit der Gartentür schloß sich mir das Tor zur Heimat

die Natio nalsozialisten wegen einer mir unmittelbar drohenden Gefahr für Leib, 
Leben und Freiheit das Reichsgebiet verlassen. [...] Daß ich im Falle einer – zwei-
fellos erfolgten – Verhaftung mit dem Tode bedroht gewesen wäre, ist durch eine 
im ,Hakenkreuzbanner‘ abgedruckte, vom  ,Pariser Tageblatt‘ zitierte Drohung 
von Goebbels nachweisbar.“ Dittmann emigrierte am 13. März 1933 nach einem 
entsprechenden Parteibeschluss jedoch in die Schweiz. 

Gegenüber der Tschechoslowakei waren die westlichen Emigrationsziele im ers-
ten Jahr der NS-Herrschaft weit weniger begehrt. Vier der 1933 emigrier ten 
Stadtverordneten gingen nach Frankreich: der Sozialdemokrat Leonhard  Holz 
sowie die kommunistischen Stadtverordneten Paul Langner, Paul Scholze und 
Paul Schwenk. Paul Schwenk, der noch 1933 zum Stadtverordneten gewählt wor-
den war und das Mandat entzogen bekam, berichtete hierüber 1946: „April 1933 
auf Beschluss des ZK der KPD nach Paris. Kontrolle und politische Arbeit unter 
den deutschen Emigranten. Etwa 40 große Versammlungen gegen Hitler in ganz 
Frankreich abgehalten. Dann Redeverbot. April 1934 auf Beschluss des ZK der 
KPD nach Moskau gefahren.“ 

Ebenfalls vier der Emigranten unter den Stadtverordneten flüchteten 1933 in die 
Niederlande: Bruno Asch, seit 1931 Berliner Stadtkämmerer und bis 1933 Stadt-
verordneter der SPD, gründete dort ein Wirtschaftsunternehmen. Bei der Beset-
zung der Niederlande durch deutsche Truppen nahm er sich 1940 in Amsterdam 

das Leben. Karl Dröll arbeitete in den Nieder-
landen für die sowjetische Handelsgesellschaft 
Exportchleb, und übersiedelte 1935 in die Sow-
jetunion. Der KPD-Stadtverordnete Max Hesse 
floh nach seiner Haft 1933 nach Amsterdam 
und war dort Mitarbeiter der Internatio nalen 
Transportarbeiter-Föderation. Der bereits 
erwähnte Oskar Meyer gelangte über einen 
kurzen Aufenthalt in den Niederlanden 1933 
in die Schweiz. Dorthin gingen ebenfalls vier 
Abgeordnete direkt von Berlin aus: neben dem 
bereits erwähnten Dittmann waren dies die 
Stadt verordneten Arthur Rosenberg, Hedwig 
Wachenheim und Mathilde Wurm.

An dritter Stelle lag unter den Zielländern der 
ersten Emigrationswelle 1933 die Sowjetunion: 
Hierhin zog es die drei kommunistischen Abge-
ordneten Emmi Grünberg und ihren Lebens-
gefährten Paul Peschke sowie Hanna  Sandtner. 
Emmi Grünberg arbeitete zunächst in  Moskau 
als Stenotypistin bei der KI, Paul Peschke 
war bei der Roten Gewerkschafts-Internatio-
nale tätig. Ab 1935 waren beide als Kuriere 
zwischen Paris und Prag eingesetzt. Hanna 
 Sandtner, noch bis 1933 KPD-Stadtverordnete 
für den Bezirk Wedding, besuchte nach ihrer 

Emigration 1933 in Moskau die Internationale Leninschule und ging von dort 
1934 auf Veranlassung der Partei nach Wien.

Fahndung nach deutschen Kommunisten vom 1. März 1933, 
unten links Hanna Sandtner
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Nur einer der Emigranten unter den Berliner 
Stadtverordneten ging 1933 nach Dänemark: 
der KPD-Stadtverordnete Adolf Deter über-
nahm im Auftrag der Partei eine Arbeit als 
Sekretär der Roten Gewerkschafts-Internatio-
nale in Kopenhagen. In sein Geburtsland Bel-
gien verschlug es den bereits erwähnten Karl 
Emonts, der in Eupen Arbeit im Buchladen 
seines Vetters fand. In das noch nicht besetzte 
Saarland floh Simon Katzenstein, der bis 1933 
SPD-Stadtverordneter und unbesoldeter Stadt-
rat war. Nach der Volksabstimmung, die 1935 
zum „Anschluss“ des Saarlandes an das Deutsche Reich führte, übersiedelte er 
nach Schweden. Lediglich Frieda Wunderlich schaffte es 1933 direkt in die USA.

Die zweite größere Gruppe unter den emigrierten Stadtverordneten verließ 
Deutschland dann erst 1938/39, zu einem Zeitpunkt, als es bereits wesentlich 
schwieriger war, Deutschland auf legalem Wege überhaupt noch zu verlassen, wie 
einige der Betroffenen später berichteten. Von den sechs ehemaligen Stadtverord-
neten, die 1938/39 aus Berlin emigrierten, galten fünf zugleich als „nichtarisch“: 
Karl Bamberg, Abgeordneter der Staatspartei bis 1933 und als Jude vom Bezirks-
amt Tiergarten entlassen, emigrierte 1938 mit seiner Familie nach Belgien. Hier 
gelang es ihnen, während der deutschen Besetzung zu überleben. Sie wechselten 
häufig die Wohnung und lebten teilweise im Untergrund versteckt. 

Max Cassirer, jüdischer Holzfabrikant, Berliner Ehrenbürger 
und großzügiger Mäzen des kulturellen Lebens in Berlin, verließ 
seine Heimatstadt nach der „Arisierung“ seiner Unternehmen im Dezember 1938 
und gelangte über die Schweiz nach Großbritannien. „Ich habe die Wünsche und 
Forderungen der Regierung und der Partei gewissenhaft erfüllt, und es scheint mir 
fast als eine Unmöglichkeit, in meinem hohen Alter auszuwandern. Ich möchte in 
dem Lande, in dem ich geboren bin, auch mein Leben beenden“, hatte er noch 
im Juli 1938 an den Berliner Polizeipräsidenten geschrieben. Sein Wunsch wurde 
nicht erhört, Cassirer starb verarmt und mittellos 1941 in Wales. 

Simon Katzenstein am 1. Mai 1942 mit seiner Familie in Schweden

Reisepass von Karl Bamberg

Im umfangreichen Gedenkbuch werden 400 Kurzbiografien verfolgter 
Stadtverordneter veröffentlicht. Eine Chronologie und drei Aufsätze führen in 
die Zeitgeschichte ein, diverse Infografiken veranschaulichen die Daten.
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architekt. Bei den vorgezogenen Neuwahlen 
1933 wurde er in die BV Treptow gewählt. 
Nach dem SPD-Verbot vom Juni und der Ver-
ordnung zur Sicherheit der Staatsführung vom 
Juli 1933 wurde ihm das Mandat entzogen und 
die Tätigkeit als Bezirksverordneter verboten. 
Bereits im März 1933 war er beurlaubt worden, 
im August 1933 wurde er als Stadtarchitekt aus 
politischen Gründen entlassen. Sein Ruhegehalt 
wurde gekürzt. „Nach eigenen Aufzeichnungen 
des Verstorbenen“, so der Wiedergutmachungs-
bescheid, sei er auch verhaftet worden. Er war 
dann arbeitslos und schrieb Romane. Am 1. 12.  
1939 trat er in die NSDAP ein. 1940 beantragte 
Lempert zwecks Veröffentlichung eines Romans 
die Aufnahme in die Reichsschrifttumskammer. 
1943 stellte das Ministerium für Bewaffnung 
und Kriegsproduktion ihn als Bau-Bearbeiter 
ein. Dies wertete das Entschädigungsamt spä-
ter als Beweis dafür, „dass er damals politisch 
nicht mehr beargwohnt“ wurde und dass seine 
Mitgliedschaft in der NSDAP mehr als rein 
nominell war. Es sei auch kein Beweis dafür 
erbracht worden, dass er den Nationalsozialis-
mus aktiv bekämpft habe. Der Entschädigungs-
antrag  seiner Witwe wurde 1961 abgelehnt.

Georg Leps
24. 11. 1892 Berlin – 19. 2. 1961 Potsdam
Stadtverordneter
1925 – 1928 Wahlkreis 6 Kreuzberg (KPD)

Die Kommunistische und die Sozialdemokratische 
Partei haben ein Volksbegehren [zur Enteignung 
der bis 1918 regierenden Fürsten] beantragt.  
[...] In den Verwaltungsbezirken Treptow, Wedding  
und Friedrichshain hat es sich herausgestellt,  
dass man selbst amtliche Plakate überklebt hat. 
[...] Auf Anfrage erklärte der Polizeipräsident 

folgendes: Wenn amtliche Plakate an den 
Anschlag säulen kleben und sie werden von 
irgendeiner  
Seite überklebt, dann hätte die kommunistische 
Partei kein Recht, diese Plakate zu schützen. [...] 
Wir sind anderer Meinung und [...] werden [...]  
die Plakate schützen, die die Arbeiterschaft zu der 
Fürstenenteignung aufrufen.

Georg Leps am 4. 3. 1926  
vor der Stadtverordnetenversammlung

Der Klempner Georg Leps, Sohn eines Klemp-
ners, trat 1910 in den DMV und in die SPD 
ein. Er leistete ab 1912 seinen Militärdienst 
ab und wurde anschließend zum Kriegsdienst 
im  Ersten Weltkrieg einbehalten. 1918 trat er 
in die USPD ein und wechselte 1920 zur KPD. 
1926 gab er seinen Beruf auf und wurde haupt-
amtlicher Parteisekretär. 1928 wurde er in den 
Preußischen Landtag gewählt. 1929 wurde er 
Unterbezirksleiter der KPD in Berlin-Nord 
und Sekretär der KPD-Bezirksleitung Berlin-
Brandenburg. 1932 gab er diese Ämter auf 
und arbeitete wieder als Klempner. Im Februar 
1933 wurde Leps festgenommen und erst im 
Oktober 1933 aus dem KZ Sonnenburg wie-
der entlassen. Danach konnte er seine Arbeit 
als Klempner fortsetzen. Bei Kriegsbeginn im 
September 1939 wurde er festgenommen und 
war zehn Tage in Potsdam in Gestapo-Haft. 
Im Zuge der Aktion „Gewitter“ wurde er im 
August 1944 erneut verhaftet und bis Dezem-
ber 1944 im KZ Sachsenhausen festgehalten. 
Nach der  Befreiung wurde er wieder Mitglied 
der KPD. Seit September 1945 gehörte er der 
KPD-Bezirksleitung Brandenburg an. 1946 
wurde er Mitglied der SED, Sekretär der SED-
Landesleitung Brandenburg und Abgeordne-
ter des Brandenburgischen Landtages. 1948 
vertrat er das Land Brandenburg in der Deut-
schen  Wirtschaftskommission. Im Rahmen der 
Überprüfung aller SED-Mitglieder durch die 
Zentrale Partei-Kontroll-Kommission erhielt 
er 1951 wegen seiner Zugehörigkeit zur linken 
Opposition in der KPD in den Jahren 1925/1926 
eine Parteistrafe und war danach nicht mehr  
in der Politik tätig. 

Erich Lezinsky
26. 5. 1886 Gorgast – 6. 3. 1952 Berlin (West)
Stadtverordneter
1929 – 1933 Wahlkreis 8 Spandau (SPD)

Nachdem ich aus der Haft entlassen war, konnte 
ich mehrere Jahre keine Beschäftigung finden. 
Überall wurde ich unter Hinweis auf meine Vergan­
genheit abgewiesen. Erst 1938 wurde ich einem 
Rüstungswerk überwiesen, wo ich für sehr schlechte 
Bezahlung schwerste und schmutzigste Arbeit 
verrichten musste. Es gelang mir einige Jahre später 
durch Vermittlung mir Gutgesinnter bei der Firma 
Siemens unterzukommen. [...] Daß ich nach meiner 
Haftentlassung wieder in meine alte Posi tion bei  
der Firma Siemens zurückkehren durfte, verdanke 
ich allein dem kaufmännischen Direktor.

Erich Lezinsky 1945

Der Buchdrucker Erich Lezinsky, Sohn eines 
Försters, kam 1904 nach Berlin und trat in 
den Verband der Deutschen Buchdrucker, eine 
Gewerkschaft, und in die SPD ein. In seiner 
Freizeit bildete er sich weiter, um als Journalist 
arbeiten zu können. Von 1914 bis 1918 war er 
Soldat im Ersten Weltkrieg. Nach Kriegsende 
wurde er Redakteur sozialdemokratischer  Zei-
tungen. So schrieb er für das Neue  Märkische 
Volksblatt in Landsberg/Warthe, wo man ihn 
auch zum Stadtverordneten wählte. 1925 
kehrte er wieder nach Berlin zurück und arbei-
tete als Redakteur des Spandauer Volksblatts. 
Bei den vorgezogenen Neuwahlen 1933 wurde 
er als Stadtverordneter wiedergewählt. Nach 
dem SPD-Verbot vom Juni und der Verord-
nung zur Sicherheit der Staatsführung vom Juli 
1933 wurde ihm das Mandat entzogen und die 
Tätigkeit als Stadt- und Bezirksverordneter ver-
boten. Er wurde festgenommen und war bis 
Ende 1933 in Spandau und im KZ Branden-

burg in Haft. Mit dem Verbot des Spandauer 
Volksblatts verlor er seine Arbeit und war auf 
die Mahlzeiten der Armenküche angewiesen. 
Seine Frau Margarete Lezinsky eröffnete einen 
Tabakwarenladen, in dem er mithalf und der 
auch als Treffpunkt für frühere SPD-Mitglie-
der und zur Verteilung von Flugblättern diente. 
1938 fand Lezinsky wieder eine reguläre Arbeit, 
zuletzt bei der Firma Siemens. Im Rahmen der 
Aktion „Gewitter“ wurde er im August 1944 
verhaftet und war bis September 1944 im KZ 
Sachsenhausen. Nach Kriegsende stellte ihn das 
Bezirksamt Spandau als Pressereferent ein. Er 
trat der wiedergegründeten SPD bei. Im März 
1946 erhielt er die Lizenz zur Herausgabe des 
Spandauer Volksblatts, dessen Verleger und 
Chefredakteur er wurde. Im selben Jahr wurde 
er in die BVV Spandau gewählt, 1947 rückte er 
in die Stadtverordnetenversammlung nach.

Bernhard Lichtenberg
3. 12. 1875 Ohlau – 5. 11. 1943 Hof
Stadtverordneter
1920 – 1921 Stadtwahlvorschlag (Zentrum)
1925 Stadtwahlvorschlag (Zentrum)

In Berliner Häusern wird ein anonymes Hetzblatt 
gegen die Juden verbreitet. Darin wird behauptet, 
dass jeder Deutsche, der aus angeblicher falscher 
Sentimentalität die Juden irgendwie unterstützt  
und sei es auch nur durch ein freundliches 
Entgegen kommen, Verrat an seinem Volke übt. 
Lasst Euch durch diese unchristliche Gesinnung 
nicht beirren, sondern handelt nach dem strengen 
Gebote Jesu Christi: ‚Du sollst deinen Nächsten 
lieben, wie dich selbst.‘

Vorbereitete Kanzelabkündigung  
von Bernhard Lichtenberg für Sonntag, den 26. 10. 1941
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Tumult in der Stadtverord neten ver samm­
lung am 14. 11. 1929. Fritz Lange (am 

Rednerpult) begründete den Antrag der 
KPD zur Amtsent hebung von Oberbürger­
meister Gustav Böß. Stadt verordnete der 

KPD hatten in der Debatte die SPD der 
Lüge, der Korruption und des Betrugs der 
Arbeiterschaft bezichtigt. Als – kurz nach 
dem Foto­Moment – Fritz Lange in seine 

Jackentasche griff, sprangen die Abgeord­
neten in den ersten Reihen auf. Jemand 

rief: „Er hat einen Revolver in der Tasche!“ 
Fritz Lange zeigte seinen Schlüssel bund. 

Nach weiterem Lärmen in beiden Frak­
tionen gab der Vorsteher Johannes Haß 

(auf dem Foto stehend hinter Fritz Lange) 
auf und schloss die Sitzung, die nur eine 

halbe Stunde gedauert hatte.

19. 11. 1929  Bei der Wahl der Stadtverordnetenversammlung 
wurden 13 Nationalsozialisten gewählt, als Fraktionsvorsitzen-
der agierte Joseph Goebbels. Die NSDAP, bisher nicht in der 
Stadtpolitik beteiligt, stellte sich als einzige unbestechliche  Partei 
dar. Dass die Brüder Sklarek Juden und Mitglieder der SPD bzw. 
der DDP waren, kam ihr gelegen. 

1. 10. 1930  Das Oberverwaltungsgericht entschied nach einem 
Disziplinarverfahren gegen Gustav Böß und dessen Klage dage-
gen, dass er 3000 Mark Strafe zu zahlen habe, weitergehende 
Bestrafung wurde abgewiesen. Der Magistrat beschloss, den Ober - 
bürgermeister zum 1. 11. 1930 in den Ruhestand zu versetzen.

14. 4. 1931  Nach einer Reform der Gemeinde  verfassung wurden 
Heinrich Sahm (parteilos, konser vativ) zum Oberbürgermeister, 
Fritz Elsas (DDP) und Friedrich Lange (SPD) zu Bürgermeistern 
und Bruno Asch (SPD) zum Kämmerer gewählt.

8. 5. 1931  Um der Finanznot Berlins abzuhelfen, wurde der Ver-
kauf der BEWAG beschlossen.

Anträge der Nationalsozialisten  
(Dr. Goebbels bzw. Lippert u. Parteifr.)  
und der Kommunisten (Pieck u. Gen.)  

an die Stadt  verord netenversammlung im 
Mai 1930. Viele dieser Anträge sind reine 

Polemik, da die Stadt Berlin gar nicht 
zuständig war. (Reichs bahn  tarife, Besteue­
rung der Banksafes, Schund  literatur etc.) 
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tisch gewählten Versammlung von 1919 bis zu den 1929 Gewählten, von denen 
der letzte Nachrücker am 26. Januar 1933 in die Versammlung eintrat.38 

Ausgenommen sind auch 22 Personen, die im Ruhestand Stadtverordnete wurden. 
Die meisten gehörten den bürgerlichen Parteien DNVP und DVP an und waren 
ehemalige Beamte, Offiziere, oder Bürgermeister und Oberbürgermeister. Bei 
ihrem Eintritt in die Stadtverordnetenversammlung waren fast alle in den späten 
Fünfzigern oder älter. Drei besoldete Bezirksstadträte, deren Stellen 1924 abge-
baut worden waren, wurden danach als Stadtverordnete gewählt.39 Als „Rentier“ 
bezeichneten sich Carl Braun von der DDP und Hugo Heimann von der SPD, sie 
lebten also von ihrem Vermögen. Die beiden Männer (DVP und DNVP), die als 

„Stand“ „Landwirt“ angaben, waren laut Adressbuch ebenfalls Rentiers, nämlich 
Wilhelm Kesten aus Buckow und Oskar Willmann aus Schöneberg. Sie waren 

„Millionenbauern“, die am Grundstücksverkauf für das sich erweiternde Berlin 
reich geworden waren.

Vergleicht man die Berufe der Stadtverordneten mit der Berliner Berufsstatistik, 
so ist der hohe Anteil der Dienstleistungs-Berufe auffällig.40

Dem entspricht der im Vergleich zur Berliner Bevölkerung geringe Anteil der 
in Industrie und Handwerk Tätigen in einer Stadt, die damals ein bedeutender 
Industrie-Standort war. Die Berufe der Stadtverordneten und Magistratsangehö-
rigen entfallen also mit 60 Prozent auf die Berufe der Dienstleistungen und der 
Verwaltung. Für das heutige Verständnis ist allerdings die Kategorie „Öffentliche 
Dienste und private Dienstleistungen“ viel zu undifferenziert. Aufgeteilt ergibt 
sich folgendes Bild41:
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Die Stadtverordneten mit Berufen im öffentlichen Dienst waren zu einem Teil bei 
der Stadt Berlin und ihren Bezirken beschäftigt, andere beim Land Preußen oder 
beim Reich. 10 Prozent aller Stadtverordneten und 40 Prozent der Beschäftigten 
im öffent lichen Dienst waren Lehrerinnen und Lehrer aller Schularten. Dass in 
einer Zeit, in der Schulreform auf der Tagesordnung stand und so heftig darum 
gerungen wurde, sich Lehrer besonders engagierten, ist verständlich. Es wurden 
nicht nur Reformer, sondern von den bürgerlichen Parteien gerade die Reform-
gegner unter den Lehrern als Kandidaten für die Stadtverordnetenversammlung 
aufgestellt und in ihren Hochburgen wie Steglitz oder Wilmersdorf gewählt. 

Eine Betrachtung der Parteizugehörigkeit der im Öffentlichen Dienst Beschäftig-
ten und der Quote der Beschäf tigten im Öffentlichen Dienst bei allen Berufstäti-
gen der jeweiligen Parteien zeigt folgendes Ergebnis:42

Es wird deutlich, dass nun auch Mitglieder der Arbeiterparteien Stellen im öffent-
lichen Dienst bekommen konnten, der ihnen im Kaiserreich verschlossen geblie-
ben war. Aber noch immer dominierten die Angehörigen der Bürgerlichen und 
Parteien der Mitte, die bereits im Kaiserreich Zugang zum öffentlichen Dienst 
hatten. Zudem hatten sie – was hier nicht im Einzelnen aufgeführt werden kann 

– in der Hierarchie des öffentlichen Dienstes die meisten der oberen Ränge inne, 
nur wenige Angehörige dieser Parteien waren im mittleren Dienst oder als Arbei-
ter im öffentlichen Dienst. Das traf aber auf einen großen Teil der Angehörigen 
der Arbeiterparteien im öffentlichen Dienst zu. 90 Prozent der Gewerkschaftsan-
gestellten waren Angehörige der Arbeiterparteien und 87 Prozent der hauptamt-
lichen Partei funktionäre.43 

Zu der Gruppe der Freien Berufe gehörten 50 Stadtverordnete. Darunter waren 
8 Architekten (einer von der SPD, zwei von der Wirtschaftspartei und 5 von der 
DNVP), von denen zwei auch eine Baufirma besaßen. Von den 13 Ärztinnen und 

Bürgerliche Parteien 36 %

Demokratische Parteien 15 %

Arbeiterparteien 45 %

Sonstige 4 %
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Beschäftigten

Quote der im Öffentlichen Dienst Beschäftigten 
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Öffentlicher Dienst im heutigen Sinn 45 %

Gewerkschaftsangestellte 18 %Parteifunktionäre 14 %

Freie Berufe 11 %

Andere Dienstleistungen,  
vor allem Vereinsarbeit 6 %

Krankenkassen-Angestellte 4 %

bei Kirchen Beschäftigte 2 %
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